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Stadtverordnetenversammlung Marburg 

Beratende Gremien:  Haupt- und Finanzausschuss 
Ausschuss für Soziales, Jugend und Frauen 
Stadtverordnetenversammlung Marburg 

Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Jobticket s 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:  
 
 
Die StVV der Stadt Marburg fordert den Magistrat au f, auf die Geschäftsführung der 
Praxis gGmbH einzuwirken, die zum 1. Januar 2006 abge schafften Jobtickets 
schnellstmöglich für alle MitarbeiterInnen wieder e inzuführen. Um die Finanzierung 
der Jobtickets zu sichern, sind Verhandlungen mit de m Kreisjobcenter und dem 
Landkreis Marburg-Biedenkopf zu führen.  
 

 
Begründung:  
 
Von der Praxis gGmbH wurden die Jobtickets bei Mitarbeitern in Arbeitsgelegenheiten mit 
Mehraufwandsentschädigungen (1-Euro-Jobs) im Oktober 2005 zum Jahresende gekündigt, 
weil das Kreisjobcenter finanzielle Mittel hierfür gekürzt hat. Im Sinne der Betroffenen ist es 
geboten, dass der Magistrat mit dem Kreisjobcenter und dem Landkreis Marburg-Biedenkopf 
eine Regelung findet, die es der Praxis gGmbH ermöglicht die Jobtickets wieder einzuführen. 
 
 
 
Gez. Alexandra Darabos  gez. Peter Metz 
 


